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WACHSTUMSPOLITIK

junkturellen Unzeit mußte sich förmlich selbst desa­
vouieren (neben bedenklichen allokations- und distribu­
tionspolitischen Effekten). Insofern geht es zunehmend 
gar nicht mehr um die Existenz des Defizits, sondern um 
die Frage, ob das Defizit passiv hingenommen (Steuer­
mindereinnahmen -  Mehrausgaben für Arbeitslosig­
keit) oder expansiv (Überwindung der Wachstums­
schwäche durch öffentliche Investitionsprogramme) 
eingesetzt wird. Und die Geldpolitik wäre gefordert, eine 
expansive finanzpolitische Strategie so zu flankieren, 
daß unerwünschte Zinseffekte ausblieben.

□  Zum anderen: Es muß davon ausgegangen werden, 
daß eine Flankierung der angebots- durch die nachfra­
georientierte Strategie zwar erwarten läßt, daß ein trag­
fähiger und schneller Wiederaufschwung eher erzielbar 
ist (als bei reiner Angebotsorientierung), daß gleichwohl 
die erreichbaren Wachstumsraten in Zukunft schwä­
cher ausfallen können. Die Gefahr der Kompensation 
durch das bestehende Produktivitätspotential ist damit 
höher einzuschätzen. Angesichts der schon bestehen­
den Arbeitslosigkeit (unter Berücksichtigung der Stillen 
Reserve) sowie des absehbaren Trends der Erwerbs­

quote erscheint es nicht realistisch, eine hinreichende 
Lösung der Arbeitsmarktprobleme durch mehr Wachs­
tum zu unterstellen. Insofern bedarf es auch der Ergän­
zung durch eine aktive Arbeitsmarktpolitik, die über Mo- 
bilitäts- und Ausbildungs- bzw. Weiterbildungshilfen 
hinausweist und das Instrument der Arbeitszeitverkür­
zung weiter auslotet, als dies bislang erfolgt ist.

Erforderlich ist somit das Bemühen, das gesamte ver­
fügbare Instrumentarium einzusetzen und dieses -  wo 
erforderlich -  zu ergänzen. Auch damit mag die Mach­
barkeit nur begrenzt erreichbar sein. Es sollte nicht der 
Fehler erneut gemacht werden, nicht erfüllbare Erwar­
tungen zu wecken. Aber noch verhängnisvoller wäre 
der Fehler, den Glauben an Lösungskonzepte zu be­
schwören, die sich auf „freigesetzte Energien“ stützen -  
und den heute durch Fehlentwicklungen Betroffenen zu 
verstehen zu geben, daß sie „irgendwann“ mit einer 
Besserung rechnen können. Nicht übersehen werden 
sollte, daß auch der gesellschaftliche Konsens bislang 
eine wichtige Wachstums- und Stabilitätsbedingung 
war; es wäre verhängnisvoll, ihn -  um einer nicht unpro­
blematischen „Lehrmeinung“ willen -  zu gefährden.

WACHSTUMSPOLITIK

Wo ist der Aufschwung geblieben?
Konjunktur und Wachstum in der Bundesrepublik
Rolf Caspers, Duisburg

Die allgemein beklagte Wachstumsschwäche der deutschen Wirtschaft hat das Interesse wieder auf die Zu­
sammenhänge zwischen Konjunktur und Wachstum, zwischen Nachfrage- und Angebotsproblemen, ge­
lenkt. Welche Bedeutung hat die Konjunkturentwicklung im Vergleich zu einem abflachenden Wachstums­
trend? Dr. Rolf Caspers schlägt ein neuartiges Konzept vor, um Konjunkturzyklen und Wachstumswellen 
voneinander abzugrenzen.

Der Konjunkturaufschwung, den man ursprünglich 
für das Frühjahr 1982 erwartet hatte, verzögert sich 

vermutlich um ein weiteres Jahr. Man rechnet neuer­
dings damit, daß das reale Bruttosozialprodukt -  übli­
cher Maßstab der gesamtwirtschaftlichen Aktivität -  
wiederum auf dem Niveau des Vorjahres verharrt. Für 
die Industrieproduktion wird sogar ein erneuter Rück­
gang gegenüber dem Vorjahr erwartet. Da auch für

Dr. Rolf Caspers, 37, Dipl.-Volkswirt, ist Wissen- 
scfiaftlichier Assistent an der Universität-GH- 
Duisburg, Fachgebiet Wirtschaftspolitik.
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1983 nur magere Wachstumsaussichten bestehen, 
wird sich wohl der Aufschwung zu höheren Wachstums­
raten weiterhin verzögern. Ansätze zu einer zaghaften 
Konjunkturbelebung waren zwar schon im Sommer
1981 vorhanden, haben sich aber seitdem wieder ver­
flüchtigt. Im Lichte der zwiespältigen Lage im Herbst
1982 erscheint es angebracht, die konjunkturelle Situa­
tion unter dem Blickwinkel der sogenannten „Wachs­
tumsschwäche“ zu durchleuchten und nach Gründen 
für das Ausbleiben nachhaltiger Auftriebstendenzen zu 
suchen.

In der Bundesrepublik sind seit der Währungsreform 
acht Konjunkturzyklen abgelaufen, die gegenüber der
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Vorkriegszeit eines gemeinsam haben: Nicht mehr die 
Aufeinanderfolge von Expansion und Kontraktion ge­
samtwirtschaftlicher Niveaugrößen, sondern abwech­
selnde Zunahmen und Abnahmen ihrer jährlichen 
Wachstumsraten prägen das Erscheinungsbild. 
Schwankungen der wirtschaftlichen Aktivität haben sich 
demnach in Form von Beschleunigungen und Verzöge­
rungen des Wirtschaftswachstums vollzogen. Wird das 
Wirtschaftswachstum am prozentualen Jahreszuwachs 
des realen Bruttosozialprodukts gemessen, so war es 
mit Ausnahme der tiefen Konjunkturtäler in den Jahren 
1967, 1975 und 1981 dauerhaft positiv. Dies hat der 
neuen Erscheinungsform von Konjunkturzyklen auch 
den Namen Wachsturnszyklen verWehen'.

Mit dieser Bezeichnung wurden jedoch die Konturen 
zweier durchaus unterschiedlicher Phänomene ver­
wischt, nämlich des Konjunktur- und des Wachstums­
phänomens. Eine Unterscheidung dieser beiden 
Aspekte wird insbesondere dann unumgänglich, wenn 
es um die Diagnose der Wachstumsschwäche geht: 
Hierunter versteht man, daß die Trendwachstumsraten 
abnehmen, so daß sich auch die nach wie vor aufwärts 
gerichteten Niveautrends allmählich abflachen. Da nun 
die Niveautrends zugleich als Referenzpfad für die Ab­
grenzung einzelner Konjunkturphasen herangezogen 
werden, kommt der statistischen Unterscheidung von 
Trend und Zyklus besondere Bedeutung zu^. Sie ent­
spricht der analytischen Trennung von Wachstum und 
Konjunktur und geht zugleich mit der Vorstellung von 
Gleichgewichten und Ungleichgewichten (Gleichge­
wichtsabweichungen) einher*.

Wachstumstrends verlaufen keineswegs unabhängig 
von der Intensität der Konjunkturbewegungen. Kon­
junktur- und Wachstumstheorie sind aber bis heute 
kaum in der Lage, eindeutige Zusammenhänge zwi­
schen beiden Phänomenen aufzuzeigen. Zwar über­

’ Vgl. etwa A. W a g n e r :  Die Wachstumszyklen in der Bundesrepu­
blik Deutsctiland. Eine komparativ-dynamisctie Komponentenanalyse 
für die Jatire  1951-1970, Tübingen 1972; A. E. O l t  (Hrsg.): W achs­
tumszyklen. Über die neue Form der Konjunkturschwankungen (Schrif­
ten des Vereins für Socialpolitik, N. F. Band 71), Berlin 1973.

 ̂ Siehe z. B. W . F e l l n e r :  Trends and Cycles in Economic Activity: 
An Introduction to Problems of Economic Growth, New York 1956.

 ̂ „U nter Konjunkturbewegung verstehen w ir die mehr oder m inder re­
gelmäßigen Abweichungen der w irtschaftlichen Aktivität von der Gleich- 
gewichts-W achstumsrate, d ie man normalerweise statistisch mit dem 
Trend identifiziert.“ W. K r e I I  e : Grundlagen einer stochastischen 
Konjunkturtheorie, in: Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, 
Bd, 115 (1959), S, 474-494, hier 8 , 477,

* Im übrigen ist W achstumspolitik weder in ihren Zielen noch in ihren 
Mitteln mit Konjunkturpolitik identisch. Vgl, hierzu F, M e h l e r ,  J. 
P ä t z o I d : Konjunkturpolitische Lenkungsstrategien, in: W irfschafts- 
studium (WiSU), 7. Jg., Nr. 9 (September 1978), S. 433-440; G. 
S t e i n m a n n ,  J.. P f i s t e r :  W achstumspolitik, In: ebenda. S. 
440-446. Das Standardlehrbuch hierzu istH , G i e r s c h :  Konjunktur- 
und W achstum spolitik in der offenen W irtschaft -  A llgemeine W irt­
schaftspolitik, Band 2, W iesbaden 1977,

wiegt inzwischen die Auffassung, daß sich eher Kon­
junkturzyklen aus dem Wachstumsprozeß heraus erge­
ben als das Wachstum aus einer schwankenden Kon­
junktur. Andererseits geht man aber davon aus, daß ei­
ne gewisse Dämpfung konjunktureller Schwankungen 
auch einen positiven Einfluß auf die Höhe längerfristig 
angestrebter Trendwachstumsraten auszuüben ver­
mag. Wenngleich Wirtschaftswachstum wirtschaftspoli­
tisch kaum „machbar“ ist, so lassen sich doch günstige­
re Rahmenbedingungen dafür schaffen, als sie derzeit 

•gegeben sind''.

Wachstumszyklen und Wachstumswellen

Hinter den nahezu gleichlautenden Begriffen Wachs­
tumszyklen und Wachstumswellen verbergen sich drei 
durchaus unterschiedliche Phänomene:

□  Schwankungen der jährlichen Wachstumsraten des 
realen Bruttosozialprodukts (ggsp) Vorjahresver­
gleich (kurzfristige Wachstumszyklen);

□  Schwankungen jährlicher „Normalwachstumsraten“ 
des realen Bruttosozialprodukts (ggsp)- 9'®'" 
tende Durchschnitte über die jeweils 16 vorangehenden 
Quartale zu ermitteln sind (mittelfristige Wachstums­
wellen); und

□  Schwankungen der jährlichen Wachstumsraten des 
potentiellen Bruttoinlandsprodukts (g^°p), die bei nor­
maler Auslastung verfügbarer Produktionskapazitäten 
auch bei den Wachstumsraten des tatsächlichen Brut­
toinlandsprodukts (9g|p) auftreten würden (Potential­
wachstumswellen).

Kurzfristige Wachstumszyklen sind durch eine mehr 
oder weniger regelmäßige Wiederkehr von zunehmen­
den Wachstumsraten (Aufschwungphasen der Kon­
junktur) und abnehmenden Wachstumsraten (Ab­
schwungphasen der Konjunktur) gekennzeichnet. Die 
Höhepunkte und Tiefpunkte der Wachstumsratenreihe 
liegen allerdings vor denjenigen der Niveaugrößenrei- 
he; denn die Niveaus nehmen auch bei abnehmenden 
Wachstumsraten noch zu, während diese schon einen 
konjunkturellen Aufschwung signalisieren. Umgekehrt 
sinken aber die Niveaus erst dann ab, wenn im Tief­
punkt der konjunkturellen Entwicklung einmal negative 
„Wachstumsraten“ zu verzeichnen sind.

Wenn z. B. das reale Bruttosozialprodukt nach Anga­
ben des Statistischen Bundesamtes im zweiten Halb­
jahr 1981 mit einer jährlichen Rate von 0,5 % zugenom­
men hat, nachdem es im ersten Halbjahr 1981 noch um 
0,9 % gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeit­
raum gesunken war, so kann man in dieser Verbesse­
rung um 1,4 Prozentpunkte durchaus schon Anzeichen
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für eine konjunkturelle Erholung, d. fi. den Beginn eines 
Aufschwungs, erkennen. War aber das Bruttosozialpro­
dukt der gleichen Quelle zufolge im ersten Halbjahr 
1982 real nicht größer als von Januar bis Juni 1981, wird 
sogleich von „Stagnation“ oder „Nullwachstum“ gere­
det. Hier offenbart sich eine gewisse Zwiespältigkeit bei 
der Verwendung jährlicher Änderungsraten als Indika­
tor für das Wachstumstempo, weil man unter Wachstum 
gewöhnlich eine längerfristig anhaltende Entwicklung 
versteht.

Da die jährlichen Änderungsraten des Sozialprodukts 
typischerweise konjunkturellen Schwankungen unter­
liegen, sollte man den Wachstumsbegriff für die perma­
nente Komponente des Sozialproduktanstiegs reser­
vieren. Dies ist die Grundidee für die Konstruktion der 
sogenannten „Normalwachstumsraten“ , deren 
Schwankungen hier als mittelfristige Wachstumswellen 
bezeichnet werden. Formal beruht das Konzept auf ei­
nem „Herausfiltern“ der Konjunkturkomponente jährli­
cher Änderungsraten. Weist ein Konjunkturzyklus nor­

Abbildung 1

Vergleich von Normalwachstumsraten- und Produktionspotentialkonzept

490 WIRTSGHAFTSDIENST 1982/X
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malerweise eine Dauer von etwa vier Jahren auf, so bie­
tet sich) zur Ermittlung gleitender Zyklendurchischnitfe 
ein Zeitabschnitt von jeweils 16 Quartalen an, wenn 
man die Normalwachstumsraten quartalsweise ermit- 
telt®.

Vom Erscheinungsbild her weisen die mittelfristigen 
Wachstumswellen (Abb. 1b) eine gewisse Ähnlichkeit 
mit den Potentialwachstumswellen auf, die im Verlauf 
der jährlichen Wachstumsraten des gesamtwirtschaftli­
chen Produktionspotentials (Abb. 1e) Sichtbarwerden. 
Das Produktionspotential wird zu jedem Zeitpunkt durch 
die verfügbare Menge und Qualität der Produktionsfak­
toren beschränkt. Die Änderungen der Faktorqualitäten 
werden durch Zu- oder Abnahmen der potentiellen Fak­
torproduktivitäten erfaßt.

Nach Berechnungen der Bundesbank hat z. B. die po­
tentielle Kapitalproduktivität seit 1974/75 mit durch­
schnittlich 1 % pro Jahr abgenommen®. Entsprechend 
hat sich die Wachstumsrate des Produktionspotentials 
vermindert, zumal auch der Bestand an Sachanlagen 
nur noch mit abnehmenden Raten zugenommen hat. 
Seit 1975 ist das Produktionspotential um ca. 2,5 % pro 
Jahr gewachsen, nachdem es im Durchschnitt des 
Zehnjahreszeitraums 1966-75 um jährlich ca. 4 % zu­
genommen hatte.

Konjunkturzyklen

Eine theoretische Abgrenzung von Wachstum und 
Konjunktur läßt sich anhand des von Sachverständigen­
rat und Bundesbank auf verschiedene Weise operatio- 
nalisierten Produktionspotentialkonzepts relativ leicht 
vornehmen^. Schwankungen im Auslastungsgrad des 
Produktionspotentials sind demnach als nachfragebe­
dingte Konjunkturzyklen interpretierbar®, während die 
vergleichsweise gedämpften Schwankungen der 
Wachstumsrate des Produktionspotentials als ange-

® Die Berechnung erfolgt anhand der logarithmischen W achstumsra- 
lenform el g g 3 p  =  '/• (In B S P Q -ln B S P _ .|0). Damit werden Verzerrun­
gen vermieden, d ie bei einer arithmetischen Durchschnittbildung pro­
zentual schwankender Jahreszuwachsraten aufträten. Zwecks Ver­
gleichbarkeit werden auch die tatsächlichen Jahreszuwachsraten 
9BSP logarithmisch berechnet.

' D e u t s c h e  B u n d e s b a n k :  Der Produktivitätsforlschritl in 
der Bundesrepublik und seine Bestimmungsfaktoren, Monatsberichte, 
32. Jg., Nr. 1, Januar 1980, S. 11 -17.

'  Siehe S a c h v e r s t ä n d i g e n r a t  z u r  B e g u t a c h t u n g  
d e r  g e s a m t w i r t s c h a f t l i c h e n  E n t w i c k l u n g :  Jah­
resgutachten 1979/80, Z iffern 106 ff. und S. 213 f., Jahresgutachten 
1981/82, Ziffern 114 ff. und S. 222; D e u t s c h e  B u n d e s b a n k :  
Das Produktionspotential in der Bundesrepublik Deutschland, Monats­
berichte, 25. Jg., Nr. 10, Oktober 1973, S. 28-34, Neuberechnung des 
Produktionspotentials für d ie Bundesrepublik Deutschland, M onatsbe­
richte, 33. Jg., Nr. 10, Oktober 1981, S. 32-38, Geschäftsbericht für das 
Jahr 1981, s. 48-49.

® Statt des Auslastungsgrades ist in Abb. 1 f die Differenz zw ischen den 
jährlichen Wachstumsraten des aktuellen und des potentiellen Bruttoin­
landsprodukts bei Norm alauslastung eingezeichnet.

botsseitig bedingte Potentialwactistumswellen anzuse­
hen sind.

Für eine aktuelle Konjunkturdiagnose ist das Produk­
tionspotentialkonzept allerdings weniger geeignet, weil 
die erforderlichen Daten auf relativ unsicheren Schät­
zungen beruhen und zudem für die Öffentlichkeit erst 
mit beachtlichen Zeitverzögerungen verfügbar sind 
Auch der Konjunkturpolitiker benötigt eine möglichst ge 
naue Datierung der Konjunkturphasen, vor allem abe 
eine rechtzeitige Kenntnis der Wendepunkte der Kon 
junktur. Gleichzeitig muß er in der Lage sein, angebots 
seifig und nachfrageseitig bedingte Schwankungen de 
gesamtwirtschaftlichen Aktivität auseinanderzuhalten 
Die Bundesbank wendet daher zur Datierung von Kon 
junkturzyklen eine andere Methode an, die auf der Un 
terscheidung von Trend und Zyklus basiert®.

Als ein weniger aufwendiges Verfahren kommt dane­
ben das Normalwachstumsratenkonzept in Frage, das 
folgende komparative Vorteile aufweist:

□  Es stellt von vornherein auf Wachstumsraten ab, die 
im Anspruchsverhalten sozialer Gruppen und des Staa­
tes eine beherrschende Rolle übernommen haben'®;

□  es lehnt sich an neuere theoretische Erkenntnisse 
an, nach denen die Identifizierbarkeit von permanenten 
und transitorischen Änderungen eine besondere Rolle 
für das Anpassungsverhalten dynamischer Systeme 
spielt” ;

□  es bedarf zu seiner Qperationalisierung lediglich der 
Kenntnis vergangener, statistisch ausgewiesener Va­
riablenwerte und läßt sich damit von jedermann ohne 
große Schwierigkeiten nachvollziehen;

□  es bietet neben dem Produktionspotentialkonzept 
einen praktikablen Örientierungsmaßstab für eine auf 
mittelfristige Verstetigung bedachte Stabilitätspolitik.

Zyklendatierung

Konjunkturzyklen en/veisen sich bei näherer Betrach­
tung als komplexes Phänomen, das sich in ungleichför­
migen Bewegungsrhythmen der Niveaus und Wachs­
tumsraten diverser gesamtwirtschaftlicher Indikatoren 
niederschlägt. Kennzeichnend hierfür sind Phasenver-

® Siehe D e u t s c h e  B u n d e s b a n k :  Statistische Beihefte zu 
den Monatsberichten, Reihe 4, Saisonbereinigte W irtschaftszahlen, 
Schaubilder 40 bis 43: Trendbereinigte Indikatoren.

S iehez. B. R. C a s p e r s :  Zur theoretischen und w irtschaftspoliti­
schen Bedeutung von Stabilitätsbegriffen, in: H. J. T  h i e m e (Hrsg.): 
Gesamtwirtschaftliche Instabilitäten im Systemvergleich, Stuttgart-New 
York 1979, S. 17-29.

"  Vgl. etwa K. B r u n n e r ,  A.  C u k i e r m a n ,  A.  H.  M e i t z e r :  
Stagflation, Persistent Unemployment, and the Permanence of Econo­
m ic Shocks, in: Journal of Monetary Economics, Vol. 6 (1980), S. 467- 
492.
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Abbildung 2
Zyklendatierung nach dem Normalwachstumsraten- und dem Trendabweichungskonzept

RC 9 /8 2
1966 67 68 69 70 71 72 7 3 7 i 75 76 60 1981

Indikatoren der Industriekonjunktur*)
Produktion, 8* «c h «ftig u n g . Ko«t*n

Pro2 *n tu a ie  A bw e ichungen  2)
zw e im ona tlich  «a isonbe re in ig te r W erte vom  Trer>d

*1 P roduzierendes G e w e r t«  o^n e urx j Energ iew inscfia tt • l) Ge- ausJastung m der betnebsuW icheo VyilausJdsfurvg vlOf1el|a^r'lC^e Angaben
rriessen am  R ückgang de r tfen<3tx?feinpg1yn V^er\e der P roduktion des Proöu- (Quelle für U rsp roo gsw erle  Ifo-Institu t) • 4 ) Trervi b :w  TrendaC)weichur>gen
Zierenden GewertH iS lOhne ß a u g e -ve rt«  und Energiew irtscham  • 2) Ergeb- ab M ine 1979 w egen de r am R e.herw ndc e fio rde rticn en  Tref<de*traooia lion
oisse m it e n e m  g ic te n d e n  3-Pef'o de rv3u rchsctin iti gegiarte i • 3 l Kapazitats* u n s e re r

Q u e l l e :  Statistische Beihelte zu den Monatsberichten der Deutschen Bundesbank, Reihe 4, Nr. 9/1982; vgl. Anmerkung 9.
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Schiebungen gewisser Früh- und Spätindilotoren ge­
genüber dem Referenzzyklus eines Präsenzindikators, 
gewöhnlich der Industrieproduktion.

Die Deutsche Bundesbank verwendet für die Pha­
seneinteilung jedoch nicht die Ursprungswerte, sondern 
statistisch transformierte Zeitreihen. Jede statistische 
Zeitreihe läßt sich in mehrere Bewegungskomponenten 
zerlegen. Um offensichtlich nicht konjunkturbedingte 
Bestandteile wie Saisonkomponente und Trendkompo­
nente „herauszufiltern“ , werden die Ursprungswerte 
zunächst saisonbereinigt und dann in Beziehung zu ih­
rem geschätzten Trendverlauf gesetzt. Prozentuale Ab­
weichungen saisonbereinigter Werte vom Trend spie­
geln schließlich den Verlauf „reiner“ Konjunkturzyklen 
wider (Abb. 2, unterer Teil).

Die Berücksichtigung von Ausmaß und Vorzeichen­
umkehr der Trendabweichungen ermöglicht eine Eintei­
lung in vier verschiedene Konjunkturphasen:

□  Aufschwungphase: abnehmende Unterschreitung 
des Trends (Wiederannäherung an den Trendwert von 
unten);

□  Boomphase: zunehmende Überschreitung des 
Trends (Wiederentfernung vom Trendwert nach oben);

□  Abschwungphase: abnehmende Überschreitung 
des Trends (Wiederannäherung an den Trendwert von 
oben);

□  Rezessionsphase: zunehmende Unterschreitung 
des Trends (Wiederentfernung vom Trendwert nach un­
ten).

Nun setzt die praktische Anwendung eines solchen 
Datierungsverfahrens aber eine zuverlässige Ermitt­
lung der jeweils aktuellen Trendwerte voraus, ohne die 
sich die Trendabweichungen nicht bestimmen lassen. 
Die Bundesbank venwendet für die Trendermittlung ei­
nen gleitenden Fünfjahresdurchschnitt, der in der jewei­
ligen Berichtsperiode zentriert ist. Das gravierendste 
Problem ergibt sich bei dieser Methode aus der Notwen­
digkeit, am aktuellen Zeitreihenrand Trendextrapolatio­
nen aus den vorangehenden Konjunkturphasen vorzu­
nehmen. Auf .die dabei entstehenden Unsicherheiten 
der ausgewiesenen T rend-undT rendabweichungswer- 
te im Extrapolationsbereich (jeweils die letzten Jah­
re) weist denn auch die Bundesbank ausdrücklich hin.

Im Prinzip läßt sich das gleiche Verfahren auch für andere gesam t­
w irtschaftliche Indikatoren anwenden, d ie durch einen mehr oder w eni­
ger ununterbrochenen Aufwärtstrend ihrer Niveauwerte gekennzeich­
net sind: so u. a. für Geldmengenaggregate und Preisindizes.

W ie bei der Bundesbank wird auch hier die Zyklendatierung auf die 
Industrieproduktion (Produktion im Produzierenden Gewerbe) abge- 
stellt. bei der d ie  verwendeten Daten nicht weiter zurückreichen (Abb. 
2a). Zum Vergleich finden sich in Abb. 2b nochmals in größerem (^aß- 
stab die Abweichungen g g s p  -  9 b s p -

Dieses Problem läßt sich jedoch umgehen, wenn die 
absoluten Abweichungen jährlicher Wachstumsraten 
(9|p) von den vieriahresdurchschnittlichen „Normal­
wachstumsraten“ (g I p) zur Phaseneinteilung des Kon­
junkturzyklus d ie n e n '. Wie die vergleichende Darstel­
lung von Normalwachstumsratenkonzept und Bundes­
bankverfahren in Abb. 2 zeigt, ergeben sich im großen 
und ganzen kaum Unterschiede bei der Datierung ein­
zelner Konjunkturphasen'^ Allerdings läßt gerade die 
jüngste Entwicklung erkennen, daß im ersten Quartal 
1981 eine Verminderung der negativen „Wachstumsra­
te “ und damit eine Wiederannäherung an den Normal­
wachstumspfad einsetzte, die in der prozentualen Ab­
weichung der saisonbereinigten Industrieproduktion 
von ihrem Trend keine Entsprechung findet.

Das Normalwachstumsratenkonzept deutet im ersten 
bzw. zweiten Quartal 1982 auf eine Unterbrechung der 
sich schon abzeichnenden Aufschwungtendenz des 
Vorjahres hin, die sich allerdings bei vermindertem Nor­
malwachstum des realen Bruttosozialprodukts ergab 
(vgl. Abb. 1b und 2b). Die deutlich erkennbare Gegen­
läufigkeit beider Tendenzen wirft die Frage auf, welche 
relative Bedeutung der Konjunktur- und der Wachs­
tumskomponente für die Dynamik der wirtschaftlichen 
Entwicklung beizumessen ist.

Wachstumsschwäche 
oder Beschleunigungsschwäche?

Das Gerede von einer anhaltenden „Wachstums­
schwäche“ hat wenig Sinn, solange man nicht über ei­
nen geeigneten Referenzmaßstab für eine normale 
oder angemessene „Stärke“ des Wirtschaftswachs­
tums verfügt. Die rückläufige Tendenz der Wachstums­
raten beruht nämlich zu einem nicht unerheblichen Teil 
auf einem rein statistischen Artefakt: Erhöht sich von 
Jahr zu Jahr das Bezugsniveau der Wachstumsraten­
berechnung, so würde es selbst bei konstanten absolu­
ten Zuwächsen der Niveaugröße zu kontinuierlichen 
Abnahmen ihrer jährlichen Wachstumsraten kommen. 
Dies ist jedoch ein trivial-arithmetischer Effekt, der mit 
einer echten Wachstumsschwäche nichts zu tun hat, 
sondern höchstens mit einer „Beschleunigungsschwä­
che“ .

Legt man z. B. mit einem Auto Stunde für Stunde 
gleichbleibend 120 km zurück, so bewegt man sich mit 
einer konstanten Geschwindigkeit, aber mit einer Be­
schleunigung von Null. Es würde wohl niemandem ein­
fallen, von einer Geschwindigkeitsschwäche zu reden, 
bloß weil die Beschleunigung den Wert Null nicht über­
steigt. Ähnlich verhält es sich aber beim Wirtschafts­
wachstum: Würde z. B. das reale Sozialprodukt Jahr für
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Jahr um gleichbleibend 20 Mrd. DM zunehmen, so sollte 
man ruhig von konstantem Wachstum sprechen -  auch 
wenn es dabei zu keiner Beschleunigung käme. Der 
prozentuale Zuwachs des realen Bruttosozialprodukts 
nähme vielmehr von Jahr zu Jahr ab; Bedeutet etwa ein 
Anstieg von 400 auf 420 noch 5 %, so würde ein absolut 
gleicher Anstieg von 600 auf 620 nach 10 Jahren nur 
noch 3,3 % ausmachen.

Auf einem derartigen Gedankenexperiment beruht 
die Ermittlung einer fiktiven Trendwachstumsrate

(ggsp)- die in Abb. 3a mit der mittelfristigen Normal­
wachstumsrate (gggp ) verglichen wird. Hieraus kann 
man zweierlei entnehmen:

□  Erstens vollzieht sich die Abnahme des Wachstums­
trends zwar kontinuierlich, aber nicht linear. Da sich die 
Abnahme selbst abflacht, würde eine lineare Extrapola­
tion ein zu düsteres Bild zeichnen. Hielte die bisherige 
Entwicklung an, so wäre 1986 mit einer Trend­
wachstumsrate von 2 % und 1990 immerhin noch mit 
1,8 % zu rechnen'^

Abbildung 3

Relative Wachstumsschwäche und Einflußfaktoren des Angebotswachstums
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□  Zweitens vollzog sich die Entwicklung des mittelfri­
stig normalen Sozialproduktwacfistums zumindest bis­
her in Form abnehmend hochschlagender Wachstums­
wellen. Im Abstand der Wellenhöhe zu dem fiktiven 
Trendwachstumspfad lassen sich einzelne Phasen re­
lativer Wachstumsstärke und relativer Wachstums­
schwäche erkennen.

Gebremster Produktivitätsfortschritt

Wollte man den tieferen Ursachen für derartige Er­
scheinungen nachgehen, so wäre als erstes eine Unter­
scheidung zwischen Angebots- und Nachfragewachs­
tum zu treffen, weil einer der beiden Faktoren oder bei­
de zugleich stets das tatsächliche Wachstum des realen 
Bruttosozialprodukts limitieren. In einem zweiten Schritt 
wären dann die hypothetischen Determinanten einzel­
ner Komponenten des Angebots- und Nachfrage­
wachstums darzustellen. Hier soll jedoch nur auf einige 
wachstumshemmende Faktoren auf der lange Zeit ver­
nachlässigten Angebotsseite der Volkswirtschaft ver­
wiesen werden. Erklärungsansätze ergeben sich aus 
der Entwicklung der Produktivität und der Lohnkosten in 
der Gesamtwirtschaft oder in der Industrie.

Als Kennziffer für die gesamtwirtschaftliche Arbeits­
produktivität (a) wird üblichenweise das reale Bruttoso­
zialprodukt je Enwerbstätigen venwendet. Der normale 
Produktivitätsfortschritt, hier gemessen an der Normal­
wachstumsrate g ^  = g ß s p  “  9 e T ’ 
ausgewiesen. Zum Vergleich findet sich in Abb. 3c die 
Normalwachstumsrate der Arbeitsstundenproduktivität 
in der Industrie (g^std^ ’ Entwicklung der In­
dustrieproduktion, der Beschäftigten in der Industrie 
und der Anzahl der pro Beschäftigten geleisteten Ar­
beitsstunden bestimmt wird. In der unterschiedlichen 
Entwicklung beider Größen spiegelt sich neben einem 
Rückgang der jährlichen Arbeitszeit nicht zuletzt auch 
der Wandel der Erwerbstätigenstruktur wider’ ®.

Beschleunigter Lohnkostenanstieg

Bezieht man die gesamtwirtschaftliche Lohneinkom­
menssumme (L) auf den Index des realen Bruttosozial­
produkts je Enwerbstätigen, so erhält man als Quotient 
die Lohnkosten je Produkteinheit, hier auch gesamtwirt­
schaftliche Lohnstückkosten (LSK) genannt. Für deren 

Jahreszuwachsrate gilt gLSK ~  ^L ~  ^ a ‘ Steigen 
die nominalen Lohneinkommen prozentual stärker an

als die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduktivität, so er­
höhen sich in entsprechendem Umfang die nominalen 
Lohnstückkosten.

Können steigende Lohnstückkosten nicht mehr voll­
ständig auf die Erzeugerpreise und Verbraucherpreise 
übera/älzt werden, so schrumpfen die Stückgewinne 
der Produzenten. Im Umfang der nicht mehr rentablen 
Produktion wird dann auch die Beschäftigung einge­
schränkt. Es wird also insgesamt weniger gearbeitet 
und weniger produziert, obwohl zu niedrigeren Reallöh­
nen eine höhere Angebotsmenge gewinnbringend ab­
gesetzt werden könnte. Die durch ein Anwachsen der 
nominalen Lohnstückkosten'® provozierten Rationali­
sierungsinvestitionen sind folglich ein Anzeichen für die 
anhaltenden Bemühungen der Produzenten, die Ar­
beitsproduktivität an überhöhte Reallöhne anzupassen 
und somit den Druck auf die realen Gewinne abzufan­
gen, indem die realen Lohnstückkosten allmählich wie­
der reduziert werden.

Für die Jahreszuwachsrate der realen, mit dem Preis­
index des Bruttosozialprodukts (Py) deflationierten 
Lohnstückkosten gilt g|_g,^ -  g p y  =  9l  -  g p y  
-  g^. Stiegen demzufolge die Reallöhne lediglich im 
Umfang des gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsfort­
schritts an (gj^ -  g p y  = g^), so nähmen die nomina­
len Lohnstückkosten mit der gleichen Jahresrate zu wie 
der Preisindex, d. h. die realen Lohnstückkosten blieben 
konstant (ĝ _ -  g p y  =  a). Wie sich indessen die rea­
len Lohnstückkosten im Vierjahresdurchschnitt entwik- 
kelt haben, zeigt die Normalwachstumsrate gLg i^  -  
g p y  in Abb. 3d. Der sich dabei ergebende Vorsprung 
der Normalwachstumsrate der Reallöhne vor der Nor­
malwachstumsrate der Realgewinne, (g ^  -  g p y ) 
~ (9q ~  9py). wird in Abb. 3e ausgewiesen.

Wo ist der Aufschwung geblieben?

Es tritt nicht immer ein, was erwartet wird. Wenn aber 
etwas frühzeitiger kommt als erwartet, dann jedoch 
weithin unbemerkt bleibt, muß schon ein besonderer 
Fall vorliegen. Auf die gegenläufigen Tendenzen von ' 
Konjunktur und Wachstum im Verlauf des Jahres 1981 
wurde weiter oben schon hingewiesen. Wird der aufkei­
mende Konjunkturaufschwung einer Nachfragebele­
bung und die relative Wachstumsschwäche einer Ange­
botsdämpfung zugeschrieben, so findet sich auch eine

Das reale Bruttosozialprodukt stieg vom ersten Quartal 1962 bis zum 
ersten Quartal 1972 von 88,7 auf 139,5 Mrd. DM pro Quartal (in Preisen 
von 1962). Dies entspricht einem arithmetischen Mittel der absoluten 
Zuwächse von 1,27 Mrd. DM pro Quartal bzw. 20,32 Mrd. DM pro Jahr. 
Für den Zeitraum 1971 bis 1981 lauten die entsprechenden Zahlen 
1,225 Mrd. DM pro Quartal bzw. 19,6 Mrd. DM pro Jahr bei einem Ge­
samtanstieg von 174,2 auf 223,2 Mrd. DM pro Quartal (in Preisen von 
1970).

Nach Angaben des DIW waren in der privaten W irtschaft Ende 1981 
ca. 880 000 Arbeitnehm er weniger beschäftigt als Ende 1969, während 
die Beschäftigung im öftentlichen Dienst im gleichen Zeitraum um ca. 
870 000 Personen zugenommen hat. Hiervon dürfte die Entwicklung 
der gesamtwirtschaftlichen Arbeitsproduktivität belastet worden sein. 
Die Anzahl der in der Gesamtwirtschaft beschäftigten Arbeitnehm er ist 
Ende 1981 m it ca. 22 Mill. w ieder auf dem Stand von Ende 1969 ange­
langt.
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Erklärung für die zwiespältige Lage der Gesamtwirt­
schaft im Herbst 1982.

Wie in früheren Zeiten fand der Konjunkturauf­
schwung auch diesmal seine Stütze in einem kräftigen 
Anstieg der Auslandsnachfrage, die damit auf zuneh­
mende Verbesserungen der Terms of Trade von 1979 
bis 1981 reagierte. Anders als in früheren Zeiten ergab 
sich aber diesmal keine rechtzeitige Anregung der In­
landsnachfrage, weil neben der rückläufigen Investi­
tionsgüternachfrage auch die Konsumgüternachfrage 
schwach blieb. Unter dem Eindruck ansteigender Ar­
beitslosenziffern und unwägbarer Risiken bezüglich der 
künftigen Einkommensentwicklung gingen die Verbrau­
cher dazu über, verstärkt Vorsorgeersparnisse zu bil­
den und die Vorsichtskassenhaltung auszudehnen.

Daß der schon 1981 in Gang gekommene Auf­
schwung schon vor Erreichen der Boomphase stecken­
blieb, ist wohl in erster Linie der pessimistischen Ein­
schätzung der mittelfristigen Wachstumschancen zuzu­
schreiben. Werden nämlich die Ausgabenpläne der In­
vestoren und Konsumenten u. a. auch von mittelfristi­
gen Gewinn- und Lohnerwartungen bestimmt, so stellt 
sich bei erhöhter Unsicherheit dieser Einkommenser­
wartungen eine abwartende Haltung ein (Investitions­
und Konsumattentismus). Die vorzeitige Unterbre­
chung des Aufschwungs im Frühjahr 1982 ist geradezu 
ein Musterbeispiel für retardierende Einflüsse der 
Stimmungslage auf die Entwicklung der „harten“ öko­
nomischen Fakten'^

Die erhöhte Unsicherheit hat sich nicht von selbst 
breitgemacht, sie ist verbreitet worden. So hat z. B das 
anhaltende Krisengerede bislang nureines erreicht: Wir 
stehen heute näher am Rand einer Krise'® als noch vor 
einem Jahr, und zwar nicht etwa einer Wachstumskrise, 
sondern einer Vertrauenskrise. Wenn es in weiten Be­
reichen an Zukunftsvertrauen und Risikobereitschaft 
mangelt, kann die Wirtschaft leicht in eine „Unsicher­
heitsfalle“ geraten, aus der sie sich unter Umständen

Für die Abweichungen der Jahreszuwachsrate von der Normal­
wachstumsrate der nominalen Lohnstückkosten (Ql s k  “  S l SK^
Abb. 2c.

Vertreter der „psychologischen Konjunkturtheorie" wie z. B. 
K n i g h t ,  P i g o u ,  K e y n e s ,  S c h u m p e t e r  und J ö h r  
haben darauf seit langem hingewiesen.

Vgl. A. A h n e f e I d u. a.: Am Rande der Krise, Thesen zum 26. 
K ieler Konjunkturgespräch, K ieler Diskussionsbeiträge, Nr. 89, Sep­
tem ber 1982.

Zur Bedeutung des Vertrauens für die wirtschaftliche Entwicklung 
siehe J. M a r s c h a k :  Lack of Contidence, in: Social Research. Vol. 
8 (1941), No. 1, S. 41-62; O. S i e v e r t :  Die Steuerbarkeit der Kon­
junktur durch den Staat, in: C. C. v o n  W e i z s ä c k e r  (H rsg.):S taat 
und W irtschaft (Schriften des Vereins für Socialpolitik, N. F. Bd. 102), 
Berlin 1979, S. 809-846; H. A I b a c h : Vertrauen in der ökonom i­
schen Theorie, in: Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, Bd. 
136(1980), Heft 1 ,3 . 2-11.

nicht mehr aus eigener Kraft zu befreien vermag. Insbe­
sondere das -  schon vielfach verlorengegangene -  
Vertrauen gegenüber wirtschaftspolitischen Instanzen 
ist als eine Art immaterielles Volksvermögen anzuse­
hen, das der Pflege ebenso bedarf wie etwa die Kurse 
staatlicher Wertpapiere'®. Kumulativ aufgestaute Unsi­
cherheit im wirtschaftlichen und politischen Bereich be­
deutet daher einen Verlust an Volksvermögen bzw. Ge­
sellschaftskapital.

Wo die Vertrauenskapitalbasis des Wirtschaftens so 
weitgehend verschlissen ist wie derzeit in der Bundes­
republik, da muß diese Basis durch vertrauensbildende 
Maßnahmen (politische Ersatzinvestitionen) erst einmal 
wieder erneuert werden. Bisherige Mißerfolge der W irt­
schaftspolitik beruhen nicht zuletzt auf einer Überausla­
stung des Vertrauenspotentials ihrer Adressaten. Ge­
länge es den staatlichen Instanzen alsbald, das für eine 
wirtschaftliche Gesundung notwendige Vertrauen wie­
der zu erwecken, so würde damit im ökonomisch rele­
vanten Sinne neues Volksvermögen geschaffen. Hierzu 
bedarf es in erster Linie einer positiven Einflußnahme 
auf die Ertragsen/vartungen und Risikoeinstellungen der 
Investoren und Kapitalgeber. Denn wo sich selbst bei 
sinkenden Kreditkosten nicht genügend risikofreudige 
Investoren und optimistische Kapitalgeber finden las­
sen, da können auch keine rentablen Arbeitsplätze ent­
stehen. Erst wenn die Investoren bei wiedererstarken­
dem Zukunftsvertrauen ihre Investitionsausgaben nicht 
länger aufschieben, wenn auch die Konsumenten auf­
grund verbesserter Einkommenserwartungen ihre ab­
wartende Haltung aufgeben, kann eine Tendenzwende 
beginnen. Dies ist der Punkt, an dem sich die Zuversicht 
durchsetzt, daß es eigentlich gar nicht mehr schlechter, 
sondern nur noch besser kommen kann. Wer indessen 
glaubt, die Öffentlichkeit in der heutigen Situation auch 
noch mit dem Hinweis auf Parallelen zur großen De­
pression verunsichern zu müssen, der untergräbt eher 
eine solche Zuversicht.

Kein Anlaß zur Panikm ache

Es ist zwar nicht an der Zeit, unbändigen Optimismus 
zu verbreiten, doch besteht auch zur Panikmache kein 
Anlaß. Die gesamtwirtschaftliche Lage ist schon wieder 
merklich besser als die anhaltend schlechte Stimmung 
von Produzenten und Verbrauchern vermuten läßt. So 
hat z. B. die Entwicklung bei Rohstoffpreisen, Lohn­
stückkosten und Zinsen schon zu einer beachtlichen 
Kostenentlastung bei denjenigen Unternehmen geführt, 
die bis jetzt überlebt haben. Wer jetzt in der begründe­
ten Hoffnung auf baldige Besserungen der Ertragslage 
auf Investitionen setzt, dürfte für seinen Pioniergeist 
auch mit entsprechenden Gewinnen belohnt werden.
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Wer aber kleinmütig erst dann an den Aufschwung 
glaubt, wenn schon längst der Übergang in die Boom­
phase ersichtlich geworden ist, wird wegen seines Zau­
derns zu spät kommen.

Was die mittelfristigen Wachstumsperspektiven an­
belangt, mag hier auf Abb. 3a verwiesen werden. Da­
nach hat die Normalwachstumsrate im ersten Quartal 
1982 immerhin noch 2 % p. a. betragen, d. h. daß das 
reale Bruttosozialprodukt gegenüber dem ersten Quar­
tal 1978 mit einer jahresdurchschnitfliehen Rate von 
2 % gewachsen ist. Dies ist zwar bedeutend weniger 
als etwa im ersten Quartal 1979, als sich die Normal­
wachstumsrate auf 3,6 % belief. In diesem Rückgang 
kommt aber letztlich nur eine gewisse Gleichgewichts­

tendenz zum Ausdruck, mit der sich die mittelfristig nor­
male Wachstumsrate wieder an die langfristige Trend­
wachstumsrate anpaßt^“ .

Das reale Bruttosozialprodukt wird vorübergehend 
auch wieder mit höheren Jahresraten zunehmen, als es 
dem mittelfristig normalen Wachstum und dem langfri­
stigen Wachstumstrend entspricht. Zuvor müssen je­
doch auf der Angebots- wie auf der Nachfrageseite eini­
ge Bremsen gelöst werden, die den Boom bislang zu­
rückgehalten haben.

“  An dieser Stelle mag auch ein Hinweis auf das neuentdeckte Phäno­
men eines W achstums der Schattenwirtschaft angebracht sein, das die­
sen Trend mitbeeinflußt. Vgl, etwa D. C a s s e l :  Schattenw irtschaft-  
eine W achstumsbranche?, in: List-Forum, Bd. 11 (September 1982), 
Heft 6, S. 343-363.

INTERNATIONALE WETTBEWERBSFÄHIGKEIT

Sozialor(jnung uncd Wettbewerbsfähigkeit
Die Bundesrepublik, die USA und Japan im Vergleich
Jürgen Zerche, f^aria Daubenbüchel, Köln

Die Krisenerscheinungen in der Weltwirtschaft und die zunehmende Verschärfung des internationalen 
Wettbewerbs lassen auch die Sozialordnung der Bundesrepublik Deutschland immer mehr zum Gegen­
stand öffentlicher Diskussionen werden. Könnte die internationale Wettbewerbsfähigkeit durch eine Be­
schneidung der Sozialordnung gefördert werden?

Ein Beitrag zur Förderung der internationalen Wett­
bewerbsfähigkeit wird häufig in einer Änderung des 

Sozialen Sicherungssystems und der Arbeitsbedingun­
gen gesehen. In diesem Zusammenhang wird häufig 
auf Japan verwiesen, das aufgrund seines niedrigen 
Sozialleistungsniveaus und der traditionellen Arbeits­
beziehungen erhebliche Wettbewerbsvorteile gegen­
über der Bundesrepublik habe. Wie wirkt sich die So­
zialordnung auf die internationale Wettbewerbsfähig­
keit der drei bedeutendsten Exportländer -  Bundesre­
publik Deutschland, ÜSA und Japan -  aus?

Prof. Dr. Jürgen Zerche, 44, ist Direktor des Semi­
nars für Sozialpolitik und des Seminars für Genos­
senschaftswesen sowie des Forschungsinstituts 
für Sozialpolitik an der Universität zu Köln. Maria 
Daubenbüchel, Dipl.-Kaufmann, ist wissenschaft­
liche Mitarbeiterin des Forschungsinstituts für So­
zialpolitik.

In den betrachteten drei Staaten ist ein mehr oder 
minder ausgeprägtes Sozialversicherungssystem vor­
handen, das sich vor allem dadurch auszeichnet, daß 
die Soziale Sicherung nicht am Äquivalenzprinzip orien­
tiert ist, sondern an der wirtschaftlichen Situation und 
der Bedürftigkeit der Individuen. Der Solidaritätsgedan­
ke ist hierbei insofern verwirklicht, als eine Umverteilung 
zugunsten der sozial Schwachen stattfindet’ . Die we­
sentlichen Unterschiede im System der Sozialen Siche­
rung sollen im folgenden differenziert nach den Stan­
dardrisiken Alter, Krankheit, Arbeitslosigkeit und Unfall 
aufgezeigt werden.

In der Bundesrepublik und in Japan besteht für das 
Lebensrisiko Krankheit eine gesetzliche Versiche­
rungspflicht; in Japan jedoch nur für Arbeitnehmer in 
Betrieben mit mehr als fünf Beschäftigten. In der Bun­
desrepublik werden die Beiträge zu jeweils 50 % von

' Vgl. Jürgen Z e r c h e ,  Fri tz G r ü n d g e r :  Sozialpolitik, Düssel­
dorf 1982, S. 90; Albrecht B e s s e r t ,  Hans-Joachim M e r k :  Die 
Systeme Sozialer Sichenjng in den OECD-Ländern, in: V ierteljahres­
schrift für Sozialrecht, 1-2/1981, S. 151 ff.
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